
 

 
 
 
Kommentar des Grünbuchs über das künftige Gemeinsame Europäische Asylsystem 
 
 
Das angestrebte einheitliche, unionsweite Asylverfahren stellt eine Verbesserung bisheriger 
nationaler Spielarten dar. Mitgliedsstaaten sollen einheitliche Verfahren anwenden sowie 
optimierte und transparente Prozesse sicherstellen, um die Nachvollziehbarkeit der 
Unionspolitik in diesem politisch brisanten Themenbereich zu ermöglichen. Die 
Industriellenvereinigung selbst kommentiert primär Bereiche, die auf nationalstaatlicher 
Ebene von Bedeutung sind und für die Tätigkeit ihrer Mitgliedsunternehmen positive 
Veränderungen bewirken: 
 

A) Aufnahmedingungen verbessern 
a. Die Angleichung von Rechten und Leistungen, die mit einer Schutzgewährung verbunden 

sind können europaweit stärker vereinheitlicht werden. 
b. Der Zugang für Asylsuchende zum Arbeitsmarkt soll national so gehandhabt werden, 

dass es zu einer Koppelung des Aufenthaltsrechts mit einer Beschäftigungsmöglichkeit 
nach dem Ausländerbeschäftigungsrecht kommt. 

c. Die gelungene Integration der Schutzsuchenden wird oberstes Ziel für alle 
Nationalstaaten und die adäquate finanzielle Unterstützung von Maßnahmen soll durch 
die Europäische Union sicher gestellt werden. 

 
B) Kapazitäten nationalstaatlicher Akteure erhöhen 

a. Die Schaffung nationaler Stellen, die sich primär auf die Bearbeitung von Antragsteller/-
innen spezialisieren soll große Verbreitung finden, um notwendige Ressourcen, 
Kapazitäten und Fachkenntnisse zu optimieren und die Erhöhung von Know-how zu 
bewirken. 

b. Die starke Vernetzung und Harmonisierung von Kompetenzen erhöht gleichzeitig die 
Effizienz der einzelnen Akteure und ermöglicht die akkordierte Zusammenarbeit mehrerer 
Mitgliedsstaaten nutzbringend. 

c. Die Förderung bzw. Unterstützung von Begleit- und Integrationsmaßnahmen für 
Schutzsuchende soll neben verfahrensrechtlichen Fragestellungen eine gleichwertige 
Beachtung durch einzelne Akteure erfahren. 
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C) Betrug und Missbrauch verhindern 
a. Die legale Einwanderung soll eine breitere Unterstützung finden vor allem auch, um der 

illegalen Einwanderung den Unterbau zu nehmen. 
b. Polizeistaatliche Maßnahmen sollten nur im Falle von Verbrechen zum Tragen kommen, 

auf Flucht als solche soll nicht mit polizeistaatlichen Maßnahmen reagiert werden. 
c. Humanitäre Behandlung bei einer Rückkehr bzw. Abweisung soll oberstes Gebot in allen 

Mitgliedsstaaten werden. 

 
  
 


